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1. Europa stärken für Zukunft

Grenzenlos reisen, arbeiten, studieren oder leben.
Die Europäische Union (EU) hat das Leben von
Millionen von Menschen geprägt, neue Möglichkeiten
und Freiheiten eröffnet und den unermesslichen
Wert kultureller Vielfalt für unsere Gesellschaften
für viele erlebbar gemacht. Sie hat gezeigt,
dass wir gemeinsam mehr erreichen können. Darauf wird
es in Zukunft ganz besonders ankommen.
Nur miteinander werden wir eine humanitäre und
solidarische Flüchtlingspolitik gewährleisten.
Demokratie, Freiheit und Rechtsstaatlichkeit sind das
Fundament unserer Gemeinschaft. Wir werden
es nicht zulassen, dass nationalistischer Hass und
populistische Hetze Europa spalten.
In einem von globalem Wettbewerb geprägten Umfeld
können wir unsere europäischen Werte und Interessen
nur behaupten, wenn Europa nach innen geeint und nach
außen handlungsfähig ist.
Damit schaffen wir die Voraussetzungen für ein
souveränes Europa, das für soziale Gerechtigkeit,
Wohlstand und Menschenrechte steht und sich
geschlossen für eine gerechtere, friedlichere und
nachhaltigere Welt einsetzt.
Wir wollen die Freiheit und Rechtstaatlichkeit in
Europa schützen und die EU zur modernsten Demokratie
der Welt machen. Wir wollen, dass Europa auch beim
Klimaschutz Vorreiter wird.
Wir wollen ein digital souveränes Europa auf der
Basis einer wertebasierten digitalen Wirtschaft. Mit
Investitionen in unsere gemeinsame Wirtschafts- und
Innovationskraft stärken wir Europa als den
modernsten, sozialsten, nachhaltigsten und
wettbewerbsfähigsten Wirtschaftsraum der Welt und
sichern so die Grundlagen unseres Wohlstands.
Europa bekommt dafür weltweite Anerkennung. Auf
dieser Basis wollen wir neues Vertrauen in
Europa aufbauen und eine wirtschaftliche und
politische Spaltung der EU verhindern.
Wir meinen es ernst mit der europäischen Solidarität.
Wir haben zu Beginn der Pandemie schnell
und kraftvoll gehandelt und den größten
Wiederaufbaufonds der Geschichte der Europäischen
Union auf den Weg gebracht – eine Solidarleistung,
die die sozialen Folgen der Corona-Krise abmildert
und die gleichzeitig den sozial-ökologischen Wandel
vorantreibt und Innovationen fördert.

2. Zusammenhalt wählen

Wir haben vieles erreicht in der Regierungskoalition.
Die Erfolge tragen eine erkennbar sozialdemokratische
Handschrift. Dazu zählen die Verlängerung und die
Erhöhung des Kurzarbeitergelds, der Corona-
Kinderbonus und die Erhöhung des Kinderzuschlags
sowie mehr Geld für den Kita-Ausbau, die
Ausgestaltung des Corona-Konjunkturpakets mit den
Schwerpunkten der wirtschaftlichen Stabilisierung,
der sozialen Sicherung und der ökologischen

Transformation, dazu die deutliche Einschränkung von
Werkvertrags- und Leiharbeit in der Fleischindustrie.
Wir haben die Grundrente, die Mindestausbildungsvergütung,
die Brückenteilzeit und die Abschaffung
des Soli-Zuschlags für niedrige und mittlere
Einkommen durchgesetzt.
Bei der anstehenden Bundestagswahl geht es um
Richtungsfragen. Es gibt die, die den Sozialstaat
abbauen und Sozialleistungen kürzen wollen. Ihnen
setzen wir das Konzept für einen Sozialstaat
entgegen, der es allen ermöglicht, den Wandel zu
meistern und kommenden Krisen zu trotzen.
Denen, die gegen die Krise ansparen wollen und alle
Lebensbereiche den Gesetzen des Marktes
unterwerfen wollen, setzen wir zentrale Zukunftsmissionen
mit konkreten Investitionsschwerpunkten
entgegen.
Für unser Streben nach mehr gegenseitigem Respekt in
Deutschland, Europa und der Welt werben
wir mit diesem Programm.

3. Eine lebenswerte Zukunft für die Menschen

Wir sehen viel Gutes. Wir sehen auch vieles, das man
besser machen kann. Wir sehen aber auch
Entwicklungen, die geändert oder gestoppt werden
müssen, um eine gute Zukunft möglich zu
machen.
Deshalb werden wir in der Welt von morgen unseren
Wohlstand sichern, erhalten und
ausbauen und zugleich das Klima und die Umwelt
schützen.
Wir werden ermöglichen, dass alle
Bürger/innen sicher leben und sich entfalten können.
Viele Bürger/innen haben den Eindruck, dass
staatliches Handeln oft einem Reparaturbetrieb
gleicht. Mal wird da an einer Schraube gedreht, mal
an einer anderen.
Dieses politische “Klein-Klein” überwinden wir. Für
uns geht es um die Bewältigung von Zukunftsaufgaben.
Daher benennen wir vier Zukunftsmissionen, die für
uns eine zentrale Bedeutung haben.
Das gilt für den Kampf gegen den Klimawandel, für die
Zukunft der Mobilität, für die Digitalisierung und
für das Gesundheitssystem. Wir werden diese vier
Zukunftsmissionen anpacken, um die Wirtschaft
zu modernisieren, High-Tech in den Schlüsselbranchen
zu fördern, unsere Lebensgrundlagen
zu erhalten und die Arbeitsplätze der Zukunft zu
schaffen.
Die Umsetzung dieser Missionen braucht ein hohes
Niveau öffentlicher Investitionen und eine
sozial-ökologisch ausgerichtete Wirtschafts- und
Finanzpolitik. Wir werden diese Missionen im
Zusammenwirken mit Gewerkschaften, Wissenschaft,
Wirtschaft und Zivilgesellschaft voranbringen
und den klimafreundlichen Infrastrukturausbau auf
Grundlage eines neuen, gesamtgesellschaftlichen
Infrastrukturkonsenses gestalten.
Darin zeigt sich unser Anspruch eines modernen und
kooperativen Regierens.

4. Zukunftsmission Klimaneutrales Deutschland

Es kommt jetzt darauf an, die Ziele in praktische
Politik umzusetzen. Der Ausstieg aus der Atomenergie
ist Ende nächsten Jahres bereits vollzogen. Auch der



Kohleausstieg ist beschlossene Sache.
Dabei gilt, je schneller der Ausbau der Stromerzeugung
aus erneuerbaren Energien erfolgt und je
schneller die nötigen Stromleitungen und Verteilnetze
gebaut werden, desto eher kann auf fossile
Energieträger verzichtet werden.
Wir haben in dieser Wahlperiode den Ausstieg aufs
Gleis gesetzt und ihn mit umfassenden Strukturhilfen
verbunden, die wir zügig umsetzen wollen. Das sind
historische Entscheidungen. Unser Arbeitsmarkt hat
eine starke industrielle Basis, die aus dem Umbau
noch stärker hervorgehen kann – wenn wir gezielt in
Infrastruktur und Innovationen investieren.
So wird unsere Zukunftsmission „klimaneutrales
Deutschland“ zum Jobmotor. Auch werden
wir – nicht nur im Rahmen unserer Klimapolitik – die
Grundlagen dafür schaffen, dass alle bei der
Bewältigung des Klimawandels mit anpacken können,
alle von den Chancen profitieren und nicht
diejenigen das Nachsehen haben, die den geringsten
Einfluss auf ihre CO2-Bilanz haben.
Den Klimawandel zu stoppen, ist eine
Menschheitsaufgabe. Unsere Politik richtet sich nach
dem Klimaabkommen von Paris:
Wir müssen die globale Erderwärmung auf möglichst 1,5
Grad Celsius begrenzen. Darum haben wir uns zum Ziel
gesetzt, in Deutschland bis spätestens 2040 komplett
klimaneutral zu sein. Mit dem Klimaschutzgesetz haben
wir dafür gesorgt, dass das Klimaabkommen
konkret wird: Es bietet einen wirkungsvollen
Kontrollmechanismus zur Erreichung der
Klimaziele. Dementsprechend werden wir im Einklang
mit den europäischen Klimazielen unser
Minderungsziel für 2033 deutlich (auf 70 %) anheben;
auch für 2045 werden wir ein Minderungsziel
festschreiben (85 %).

5. Sicherung der Stärkung der Wirtschaft und Starken
Sozialen Marktwirtschaft.

Wir von Bundeszentralrat der Schwarzen in Deutschland
(ZRSD) fordern, dass eine kurzfristige
Liquiditätshilfe direkt vom Finanzamt ausgezahlt
werden kann. Statt Steuervorauszahlungen von den
Konten der Unternehmen abzubuchen,
überweisen die Finanzämter eine negative 
Einkommenbeziehungsweise
Körperschaftsteuer als
Liquiditätssoforthilfe: die „Negative Gewinnsteuer“.
Als Bemessungsgrundlage dient der letzte
Steuerbescheid. In einem zweiten Schritt soll eine
deutlich erweiterte Verlustverrechnung mit
Gewinnen vergangener oder künftiger Jahre eingeführt
werden. Damit sorgen wir in wirtschaftlichen
Krisenzeiten für schnelle und unbürokratische Hilfen
und verhindern unnötige Jobverluste und
Insolvenzen.
Entfesselungspakt für die deutsche Wirtschaft
Wir Bundeszentralrat der Schwarzen in Deutschland
(ZRSD) fordern einen Entfesselungspakt für die
deutsche Wirtschaft, in dem Maßnahmen zur
Bürokratieentlastung gebündelt und vorangetrieben
werden. Der stetig wachsende
Bürokratiedschungel belastet die Bürgerinnen und
Bürger sowie die deutschen Unternehmen und
bremst die wirtschaftliche Entwicklung aus.
Initiativen wie das Bürokratieentlastungsgesetz IV,

die Strategie „Einheitliche Ansprechpartner 2.0“ und
eine Verlegung der Sozialversicherungsbeiträge in
den Folgemonat müssen zu einer Gesamtstrategie
gebündelt werden. Das gilt auch für schlankere
Vergabe-, Register- und Informationsbestimmungen.
Für jede neue Belastung durch geplante
Regelungen sollen im doppelten Umfang Belastungen
abgebaut werden („One in, two out“) – auch
auf europäischer Ebene.

6. Unternehmenssteuerlast auf 24 Prozent senken

Wir Bundeszentralrat der Schwarzen in Deutschland
(ZRSD)wollen die steuerliche Belastung von
Unternehmen auf den OECD Durchschnitt
(Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung) von rund 24 Prozent senken. Unser Ziel
ist es, im Zuge der angestrebten Harmonisierung der
Unternehmensbesteuerung in Europa den deutschen
Sonderweg der Gewerbesteuer zu beenden.
Das heißt zugleich, dass die Finanzierung der
Kommunen auf eine neue Grundlage gestellt werden
muss – etwa durch einen kommunalen Zuschlag mit
eigenem Hebesatzrecht auf die
Körperschaftsteuer und auf die zuvor abgesenkte
Einkommensteuer sowie einen höheren Anteil der
Kommunen an der Umsatzsteuer. Zudem wollen wir uns
gemeinsam mit den USA für eine globale
Mindestbesteuerung für Unternehmen einsetzen. So
sorgen wir für mehr Fairness im Wettbewerb
zwischen großen internationalen Konzernen, die
aggressive Steuervermeidung betreiben, und
Mittelständlern.

7. Forschung und Entwicklung steuerlich fördern

Wir von Bundeszentralrat der Schwarzen in Deutschland
(ZRSD) wollen Forschung und Entwicklung steuerlich
stärker fördern. Deutschland
kann nur dann dauerhaft Wohlstand und soziale
Sicherheit gewährleisten, wenn die Unternehmen
innovative Produkte und Dienstleistungen entwickeln.
Das Steuerrecht muss dazu einen Beitrag
leisten, indem es die Rahmenbedingungen für die
Bereitstellung von Wagniskapital verbessert.
Dadurch schaffen wir bessere Bedingungen für
Start-ups und geben Innovationen eine Chance.
Gerade die Coronakrise hat gezeigt, dass der stete
Wandel der Wirtschaft neue Ideen und Wege
erfordert. So muss Deutschland bei der
Digitalisierung aufholen. Deshalb brauchen wir ein
Steuerrecht, das innovative Unternehmen unterstützt.

8. Verbesserte Abschreibungsbedingungen

Wir Bundeszentralrat der Schwarzen in Deutschland
(ZRSD) wollen die Abschreibungs-bedingungen
verbessern. Hierzu sollen die
degressive Abschreibung (AfA) für bewegliche
Wirtschaftsgüter verstetigt und für digitale Güter
einheitliche und verkürzte Abschreibungsfristen von
höchstens drei Jahren festgesetzt werden,
sofern nicht eine Sofortabschreibung in Betracht
kommt.
Die Grenze für die Sofortabschreibung
geringwertiger Wirtschaftsgüter wollen wir erhöhen.
Um Investitionen in den Wohnungsbau zu



fördern, wollen wir hier die lineare Abschreibung von
zwei auf drei Prozent erhöhen.
Tierhaltung mit mehr Platz für weniger Tiere
Ein Teil der Lösung ist, dass deutlich weniger Tiere
gehalten werden als bisher und diesen Tieren ein
wesentlich besseres Leben ermöglicht wird. Damit
Tierschutz wirtschaftlich machbar ist, wollen wir die
Landwirtinnen durch eine Umbauförderung, faire Preise
für ihre Arbeit und verpflichtende Haltungskennzeichnungen
auf den Produkten für alle Tierarten
unterstützen.
Die Tierhaltung soll an die Fläche – nicht mehr als
zwei Großvieheinheiten pro Hektar – und Obergrenzen
pro Stall gebunden werden. Den Umbau in tiergerechte
Ställe werden wir durch einen Tierschutz-Cent auf
tierische Produkte ebenso gezielt fördern wie die
Weidetierhaltung, die ökologisch wertvolles Grünland
erhält und sinnvoll nutzt. Qualzucht, Amputationen,
Eingriffe ohne Betäubung und Anbindehaltung wollen
wir beenden, den Einsatz von Antibiotika senken und
Tiertransporte auf vier Stunden begrenzen.
Lebendtiertransporte in Drittstaaten außerhalb der
EU gehören ganz verboten.
Das System des „Immer billiger, immer mehr“ hat die
Landwirtschaft in einen Teufelskreis getrieben:
Bäuerinnen und Bauern werden von Dumpingpreisen
erdrückt und müssen immer mehr produzieren, um zu
überleben, die Tiere werden immer mehr auf Leistung
gezüchtet und leben immer kürzer, die ökologischen
und gesellschaftlichen Probleme wachsen. Es braucht
einen Ausweg.

9. Mittelstand in der Fläche halten
und langfristig sichern

Deshalb brauchen wir moderne Ansätze für Deutschland
insbesondere auch in den ländlichen Regionen.
Wir wollen unseren Mittelstand und unsere
Hidden Champions stärken!
Damit die Unternehmen nicht durch Erbgänge oder eine
Substanzbesteuerung gefährdet werden, lehnen wir eine
Verschärfung der Erbschaftsteuer oder die
Wiedereinführung der Vermögensteuer ab.

10. Zurück zur Marktwirtschaft – mit Wachstum Corona-
Folgen überwinden für Deutschland

Er ist ineffizient, verzerrt den Wettbewerb und
reduziert die Wettbewerbsfähigkeit sowie
Innovationskraft von bestehenden Betrieben wie auch
von Gründerinnen und Gründern. Außerdem wächst die
Marktmacht einzelner Unternehmen, was zu weniger
Innovation und höheren Preisen für die
Konsumentinnen und Konsumenten sowie zu Fehlanreizen
für Unternehmen führt. Wir wollen den Wettbewerb
national und international stärken und insbesondere
vermeiden, dass unnötige Verflechtungen von Marktund
Staatswirtschaft entstehen. Daher unterstützen
wir Maßnahmen, die gleichmäßig für alle Unternehmen
gelten, den Wettbewerb weniger verzerren und zu einem
sich selbst tragenden Wirtschaftswachstum beitragen.
Wir von Bundeszentralrat der Schwarzen in Deutschland
(ZRSD)fordern die Rückkehr zu marktwirtschaftlichen
Prinzipien. Viele sind, bedingt durch die COVID-19-
Pandemie, unverschuldet in finanzielle Not geraten.
Es war daher richtig, Hilfsprogramme auf den Weg zu
bringen, doch der Weg zu immer mehr Nothilfen und

Rettungsschirmen für einzelne Unternehmen lässt sich
nicht aufrechterhalten.
Erneuerbarer Strom wird in allen Sektoren eingesetzt.
Dort, wo eine direkte Elektrifizierung nicht sinnvoll
ist, werden wir große Mengen Wasserstoff aus
erneuerbaren Energien benötigen. Wasserstoff
stößt bei der Verbrennung keinerlei Treibhausgase aus
und ist gut Speicherbar.
Er ist reichlich vorhanden und lässt sich durch die
Aufspaltung von Wasser in Sauerstoff und Wasserstoff
erzeugen. Ohne sauberen Wasserstoff in
großindustriell hergestelltem Maßstab ist
Klimaneutralität nicht zu erreichen.
Wir brauchen mehr Tempo beim Ausbau der Stromnetze,
Bahnstrecken, Wasserstoffleitungen und
Ladesäulen für Elektroautos. Der Ausbau dieser
Infrastrukturen muss dem Bedarf vorausgehen.
Unsere Planungen für den Aufbau einer nachhaltigen
Infrastruktur müssen über das Jahr 2026
hinausreichen. Der massive Ausbau der erneuerbaren
Energien und die Beteiligung der Bürger/innen
vor Ort, beispielsweise durch
Energiegenossenschaften, werden das Herzstück unserer
Klimaschutz- und Energiepolitik.
Um in Deutschland bis spätestens 2046
treibhausgasneutral leben, arbeiten und wirtschaften
zu können, werden wir dafür sorgen, dass wir unseren
Strom spätestens bis zum Jahr 2041 vollständig
aus erneuerbaren Energien beziehen.
Unser Strombedarf wird in den kommenden Jahren
und Jahrzehnten deutlich steigen, weil wir anstatt
fossiler Energieträger deutlich mehr Strom im
Verkehr und der Industrie einsetzen werden.
Allein bis 2032 brauchen wir jährlich ungefähr 10
tWh Strom zusätzlich - das entspricht dem
Stromverbrauch von Hamburg.
Wir brauchen deshalb ein Jahrzehnt des entschlossenen
Ausbaus der erneuerbaren Energien. Dafür müssen jetzt
die richtigen Entscheidungen getroffen werden: Beim
Ausbau der erneuerbaren Energien und der
Digitalisierung der Stromnetze, bei der Steigerung
der Energieeffizienz, beim Aufbau von
Speichertechnologien und einer Wasserstoffproduktion
sowie eines Transportnetzes, bei Investitionen in
klimafreundliche Produktionsprozesse in der
Industrie, bei der Modernisierung von Wohngebäuden,
Fabriken und Schulen.
Wir brauchen mehr Tempo beim Ausbau der Stromnetze,
Bahnstrecken, Wasserstoffleitungen und
Ladesäulen für Elektroautos. Der Ausbau dieser
Infrastrukturen muss dem Bedarf vorausgehen.
Unsere Planungen für den Aufbau einer nachhaltigen
Infrastruktur müssen über das Jahr 2026
hinausreichen. Der massive Ausbau der erneuerbaren
Energien und die Beteiligung der Bürger/innen
vor Ort, beispielsweise durch
Energiegenossenschaften, werden das Herzstück unserer
Klimaschutz-und Energiepolitik.
Wir wollen dafür sorgen, dass alle dazu geeigneten
Dächer eine Solaranlage bekommen. In einem
ersten Schritt sorgen wir dafür, dass auf
öffentlichen Gebäuden und gewerblichen Neubauten
Solar-Strom erzeugt wird.
Unser Ziel ist eine Solaranlage auf jedem Supermarkt,
jeder Schule und jedem Rathaus. Wir werden innovative
Formen der erneuerbaren Stromerzeugung wie
integrierte Photovoltaik in der Gebäudehülle und auf



landwirtschaftlichen Flächen gezielt fördern und neue
strategische Energiepartnerschaften aufbauen.
Mit dem Umstieg auf erneuerbare Energien müssen wir
Energie zugleich effizienter nutzen. Wir
werden die Energieeffizienzziele und -standards
weiterentwickeln.
Wir werden mit einer langfristig angelegten
Industriestrategie Planungssicherheit für den
sozialökologischen Umbau unserer Wirtschaft schaffen.
Diese Industriestrategie wird in Verbindung mit
dem European Green Deal in eine gesamteuropäische
Lösung eingebettet sein.
Den Umstieg auf Klimaschonende Produktionsprozesse
werden wir durch direkte Investitionsförderung
staatlich unterstützen und die derzeitigen höheren
Kosten von Klimaschonenden Technologien
ausgleichen; klima- und umweltschädliche Subventionen
werden wir abbauen. Wir werden einen Markt für
umweltfreundliche Ausgangsmaterialien schaffen.
Die öffentliche Hand als großer Bauherr von Straßen
und Gebäuden wird bis 2030 schrittweise immer mehr
und ab 2030 ausschließlich klimaneutrale
Grundmaterialien für Bauten beschaffen.
Wir werden unsere Industrien sichern und die
Verlagerung von Produktion und Emissionen ins Ausland
durch maßgeschneiderte Instrumente unattraktiver
machen. Außerdem werden wir dafür sorgen, dass für
Unternehmen, die im internationalen Wettbewerb
stehen, auch der Industriestrompreis wettbewerbsfähig
ist. Mit Ressourcen werden wir nicht länger
verschwenderisch umgehen. Wir werden unsere
Wirtschaft zur Kreislaufwirtschaft umbauen.
Die Menge an Abfall, die wir in Deutschland
produzieren, muss deutlich weniger werden.
Neben dem Recycling werden wir ein
Rohstoffsicherungskonzept erarbeiten, um eine sichere
Lieferung der für die umweltfreundliche Produktion
nötigen Rohstoffe zu gewährleisten.
Wir werden Schlüsselindustrien auf ihrem Weg zur
Klimaneutralität unterstützen und konkrete
Transformationsziele entwickeln und fördern. Wir
werden Deutschland bis 2031 zum Leitmarkt
für Wasserstofftechnologien machen – für die
klimaneutrale Erzeugung von Stahl, für CO2-arme
PKWs, LKWs und den Schiffs- und Flugverkehr.
In einem Zukunftspakt zwischen Bund, Ländern,
Kommunen und kommunalen Spitzenverbänden
vereinbaren wir verbindliche Ausbauziele für
erneuerbare Energien wie Sonne, Wind und Geothermie.
Damit die Energiewende vor Ort zur Win-Win-Situation
für alle wird, laden wir Bürger/innen
und Gemeinden zum Mitmachen ein, indem wir
Mieterstrom und gemeinschaftliche Eigenversorgung
stärken, kommunale Beteiligungsmodelle ausweiten und
nachhaltige Stromanleihen auflegen.
Uns ist ebenso klar, dass wir Verantwortung für die
Zukunft der Menschen in den Branchen
und Regionen tragen. Es gilt, was wir beschlossen
haben: Strukturhilfen für die vom Ausstieg
betroffenen Bergbauregionen, aber auch darüber
hinaus. Die verlässliche Unterstützung beim
Aufbau neuer Wertschöpfung und zukunftsfähiger
Arbeitsplätze hat oberste Priorität - ebenso die
Wiedernutzbarmachung und Nachsorge bergbaulicher
Flächen.

11. Deutschland als Fürsprecher des Freihandels

Um der Handelspolitik in der nächsten
Bundesregierung mehr Gewicht zu verleihen, fordern
wir eine Staatsministerin oder einen
Staatsminister für Außenhandel. Das Bundesministerium
für Wirtschaft und Energie wollen wir
zudem in „Bundesministerium für Wirtschaft,
Freihandel und Energie“ umbenennen.
Um die Handlungsfähigkeit der Europäischen Union in
der Handelspolitik zu erhalten, wollen wir
Freihandelsabkommen so gestalten, dass – wie etwa
beim EU-Japan und Amerika Abkommen – nur die
Zustimmung des Europäischen Parlaments, nicht aber
die von nationalen und regionalen
Parlamenten benötigt wird. Dabei wollen wir in der EU
und weltweit gegen Marktverzerrungen
vorgehen, die zum Beispiel durch stark
subventionierte Staatsunternehmen entstehen.
Wir setzen uns zudem für den Grundsatz der
Reziprozität ein, wonach Unternehmen nur dann Zugang
zum europäischen Markt haben sollten, wenn das
umgekehrt auch der Fall ist.
Wir von Bundeszentralrat der Schwarzen in Deutschland
ZRSD wollen, dass Deutschland international zum
Fürsprecher des regelbasierten Freihandels wird und
den Abschluss weiterer Freihandelsabkommen
vorantreibt.
Hierfür muss die Bundesregierung innerhalb Europas
und der Welt protektionistischen Tendenzen
entgegentreten und eine aktive Führungsrolle bei
Handelsverträgen, Investitionsabkommen und fairen
Investitionsbedingungen einnehmen.

12. Zukunftsmission Modernstes Mobilitätssystem
Deutschlands und Europas

Der Schienenverkehr ist ein Schwerpunkt unserer
verkehrspolitischen Agenda. Bahnfahren und Busfahren
soll innereuropäisch günstiger und attraktiver als
Fliegen sein. Wir wollen rasch einen Deutschlandtakt
umsetzen und einen Europatakt aufbauen.
Hierfür werden wir investieren: in den Aus- und
Neubau des Schienennetzes, in den Lärmschutz und den
Ausbau und die Attraktivitätssteigerung von
Bahnhöfen. Wir haben das Ziel, alle Großstädte wieder
ans Fernverkehrsnetz anzuschließen und neue schnelle
Zug- und Nachtzugverbindungen in unsere Nachbarländer
zu etablieren.
Vor allem werden wir die Attraktivität des
Nahverkehrs verbessern, durch Investitionen in das
Angebot und die Qualität von Zügen und Bussen und
durch die Reaktivierung alter Bahnstrecken. Wir
werden engere, verlässliche Taktungen, komfortablere
Züge mit flächendeckendem W-LAN und eine
Reservierungsmöglichkeit für Sitzplätze ermöglichen.
Wir werden einen Mobilitätsplan 2032 auf den Weg
bringen, der den öffentlichen Personennahverkehr
und den Schienenverkehr auf ein neues Niveau bringt.
Der Bund wird durch Austauschprogramme
seinen Beitrag leisten, damit alle neuen Busse und
Bahnen bis 2032 in den Kommunen klimaneutral fahren
und die vorhandenen Flotten modernisiert sind.
Bis 2032 wollen wir mindestens 75 Prozent des
Schienennetzes elektrifizieren, die Schiene weiter
digitalisieren und für nicht elektrifizierte Strecken
verbindliche Nutzungen wie den Einsatz von
wasserstoffbetriebenen Zügen unterstützen.
Die Deutsche Bahn AG ist für uns ein Garant



verlässlicher Mobilität. Wir werden sie als
integrierten Konzern in öffentlichem Eigentum
erhalten. Mit der Verpflichtung zur Tariftreue,
zum Personalübergang für alle Beschäftigten bei
Betreiberwechsel und der Gewährleistung guter
Arbeitsbedingungen im Vergaberecht sorgen wir für
Fairness auf dem Markt für
Mobilitätsdienstleistungen.
Förderprogramme und ein geändertes
Straßenverkehrsrecht sollen Kommunen dabei
unterstützen, in Städten mehr Fläche
für öffentlichen Verkehr, Fußgänger/innen und
Radfahrer/innen zu schaffen. Wir werden den
Straßenverkehr im Sinne der Vision Zero sicherer
machen, insbesondere auch für die vielen Radfahrer/
innen.

13. Zukunft für die Gesundheit

Frauen, Männer und Kinder haben besondere
gesundheitliche Bedürfnisse, die bei ihrer
Gesundheitsversorgung und der Prävention
berücksichtigt werden müssen.
Doch die Gesundheitsforschung, Ausbildung und
Versorgungspraxis orientieren sich zumeist an Daten
von weißen, männlichen erwachsenen Probanden– das
werden wir ändern. Wir werden darüber hinaus
Programme in den Bereichen Prävention und
Krankheitsfrüherkennung fördern, die die
Besonderheiten verschiedener Altersgruppen und
Geschlechter berücksichtigen.
Deutschland galt für Jahrzehnte als „Apotheke der
Welt“. Die klügsten Forscher/innen fanden sich
in deutschen Instituten, dort sammelten sie
Nobelpreise, die unumstritten weltbeste
Medizinindustrie wurde hierzulande aufgebaut.
Deutschland versorgte Kranke in aller Welt mit allen
denkbaren Heilmitteln, von Aspirin bis zum Impfstoff
gegen Tuberkulose. Durch die Corona-Krise wurde
deutlich, dass die Abwanderung der
Arzneimittelproduktion ins Ausland und die damit
zunehmende Abhängigkeit zu Lieferengpässen oder gar
Versorgungsengpässen führen kann.
Eine qualitativ hochwertige Gesundheitsversorgung
kann am besten durch eine Neuordnung der
Rollenverteilung zwischen ambulantem und stationärem
Sektor, durch eine Überwindung der Sektorengrenzen
und eine gute Koordination und Kooperation der
medizinischen, psychotherapeutischen und
pflegerischen Berufe gelingen.
Wir brauchen darum eine stärkere Öffnung von
Krankenhäusern für ambulante, teambasierte und
interdisziplinäre Formen der Versorgung.

14. Die Corona-Krise hat gezeigt:

Der öffentliche Gesundheitsdienst braucht bessere
Rahmenbedingungen, eine bessere Ausstattung, auch mit
Blick auf die digitale Infrastruktur – Hardware
ebenso wie Software, und eine konkurrenzfähige
Vergütung. Dann kann auch dessen sozialpolitisch
wichtigste Aufgabe, die wirtschaftlich Schwächeren in
Gesundheitsfragen zu unterstützen, besser
gemeistert werden.
Wir wollen die Potenziale der Digitalisierung für die
Verbesserung von Diagnosen und für die
flächendeckende gesundheitliche Versorgung

entschlossener nutzen. Auch im Gesundheitssektor
werden Daten immer wichtiger. Die Digitalisierung
kann die Versorgungsqualität und die Effizienz
verbessern und Fachkräfte von Aufgaben entlasten.
Ein leistungsfähiges Gesundheitssystem braucht eine
stabile und solidarische Finanzierung.
Steuerzuschüsse und Investitionsmittel sollten mit
klaren Zielvorgaben für die Reform des Systems
verbunden werden. Wir werden eine Bürgerversicherung
einführen. Das bedeutet:
Gleich guter Zugang zur medizinischen Versorgung für
alle, eine solidarische Finanzierung und hohe
Qualität der Leistungen. Gesundheit ist keine Ware,
deshalb müssen in unserem Gesundheitssystem die
Bürger/innen im Mittelpunkt stehen.
Der Staat muss deshalb sicherstellen, dass die
Leistungen der Gesundheitsversorgung den Bedürfnissen
derer entsprechen, die sie benötigen.
Gute Arbeitsbedingungen und vernünftige Löhne in der
Pflege sind dafür eine wichtige Grundlage.
Professionelle Pflege ist ein höchst anspruchsvoller
Beruf. Gute Arbeitsbedingungen und vernünftige
Löhne sind dafür eine wichtige Grundlage.
Maßnahmen zur Überwindung des Personalmangels
dürfen nicht dazu führen, dass die Stellen in der
Pflege abgewertet werden.
Wir wollen die Kommerzialisierung im Gesundheitswesen
beenden, denn sie wirkt sich negativ auf die
Versorgung der Patient/innen und die
Arbeitsbedingungen der Beschäftigten aus.
Gewinne, die aus Mitteln der Solidargemeinschaft
erwirtschaftet werden, sollen verpflichtend und
weitestgehend wieder in das Gesundheitssystem
zurückfließen. Wir stärken die Kommunen bei der
Einrichtung und beim Betreiben der integrierten
medizinischen Versorgungszentren. Das System der
Fallpauschalen werden wir auf den Prüfstand stellen,
die Pauschalen überarbeiten und wo nötig abschaffen.
Die Grundkosten der Krankenhäuser und der
integrierten medizinischen Versorgungszentren
werden wir angemessen finanzieren. Bei der Stärkung
des Gemeinwohls spielen öffentliche Krankenhäuser
eine zentrale Rolle.
Den individuellen Bedürfnissen von Kindern und
Jugendlichen werden Fallpauschalen nicht gerecht.
Sie führen dazu, dass Kinderkliniken außerhalb der
Ballungsräume sich nicht rechnen und
geschlossen werden.
Deshalb werden wir die Finanzierung der Kinder- und
Jugendmedizin neu strukturieren. Wir werden auch die
ambulante und integrierte psychotherapeutische
Versorgung für Kinder, Jugendliche und Erwachsene
stärken, damit sie niedrigschwellig und ohne lange
Wartezeiten allen zugänglich ist.
Insgesamt werden wir für eine bedarfsgerechte
Grundfinanzierung der Kliniken, den Erhalt der
Versorgung inklusive den Ausbau der integrierten
Versorgungszentren in den ländlichen Regionen
sowie eine integrierte, bessere Notfallversorgung
sorgen.

15. Eine Gesellschaft des Respekts für Alle Menschen

Sie ist konsequent gegen jede Form von
Diskriminierung, Rassismus, Antisemitismus, egal
ob es um soziale Herkunft, Geschlecht, Migrationsbiografie,
Religion, Behinderung oder sexuelle



Orientierung geht, wir verurteilt die Gewalt gegen
Juden und gegen Menschen in Deutschland. Sie steht
für politische und soziale Bürger/innenrechte.

16. Null Toleranz gegenüber Antisemitismus

Wir von Bundeszentralrat der Schwarzen in Deutschland
(ZRSD) fordern ein entschiedenes Vorgehen gegen jede
Form des Antisemitismus.
Jüdisches Leben in Deutschland und Europa ist für uns
integraler Bestandteil unserer Zivilgesellschaft.
Politik und Sicherheitsbehörden müssen die
spezifische Gefährdung jüdischen Lebens ernst nehmen
und sich ihr entschieden entgegenstellen.
Es darf keine Toleranz gegenüber irgendeiner Form des
Antisemitismus geben. Jüdische Einrichtungen müssen
durch staatliche Maßnahmen effektiv geschützt werden.
Dabei muss auf die Sicherheitsbedenken der Gemeinden
eingegangen werden. In Polizei und Justiz braucht es
Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner, um
antisemitisch motivierte Gefahren und Taten
aufzuarbeiten.
In der Schule braucht es Lehrerinnen und Lehrer sowie
Lernmaterialien, um Alltags-Antisemitismus zu
entlarven und um antisemitischen Vorurteilen sowie
Hass vorzubeugen. In der Wirtschaft werden wir
durchsetzen, dass für antisemitische und
israelfeindliche Geschäftspraktiken, wie sie
beispielsweise im Luftreiseverkehr vorkommen, auf
deutschen Märkten kein Platz ist. Dabei sollte die
Definition des Antisemitismus der International
Holocaust Remembrance Alliance Orientierungspunkt
sein. Wir beobachten die Aktivitäten von BDS
(Boycott, Disinventions, Sanctions) mit großer Sorge
und treten ihnen klar entgegen. Dazu gehören
für uns auch eine Prüfung des Verbots des Al-Quds-
Marsches in Berlin sowie härtere strafrechtliche
Sanktionen für das Verbrennen von Israel-Fahnen als
Ausdruck von israelbezogenem Antisemitismus.
Der Tag des Gedenkens an die Opfer des
Nationalsozialismus am 27. Januar soll aufgewertet
werden, indem wir eine bundesweite Schweigeminute am
Vorbild des israelischen Jom haScho’a einführen.
Sie steht aber auch für Pflichten. Dazu gehört, dass
sich alle an Gesetze halten. Wo dieser Respekt fehlt,
zerfällt unsere Gesellschaft. Hassreden im Internet
zersetzen unsere Gesellschaft.
Wir stehen für eine Gesellschaft des Respekts. Eine
Gesellschaft, in der wir uns gegenseitig anerkennen,
auch wenn wir in vielerlei Hinsicht verschieden sind.
Eine Gesellschaft, in der niemand auf andere
herabschaut und in der Meinungsverschiedenheiten
fair, zivilisiert und auf Basis unserer
demokratischen Grundsätze ausgetragen werden.
Das ist der Nährboden für Rechtsextreme. Unsere
Politik zielt darauf ab, den Respekt
wiederherzustellen. Sie achtet die Würde jeder Arbeit
und jede Lebensleistung. Sie steht für gleiche
Teilhabe und gleiche Lebenschancen für alle. Sie
sorgt für gleichwertige Lebensverhältnisse
in Stadt und Land.

17. Arbeit Sicherheit

Arbeit bedeutet auch die Sicherung der Existenz. Das
ist ein grundlegendes Bedürfnis. Für sich
selbst und die Familie. Diese Sicherheit gibt es nur,

wenn man auch langfristig planen kann: Eine
gute Wohnung finden, die Miete bezahlen, den Kindern
eine gute Ausbildung ermöglichen, den
Lebensstandard im Alter sichern.
Wir wollen, dass möglichst viele Unternehmen sich an
den Tarifverträgen beteiligen. Die Mitgliedschaft
in Arbeitgeberverbänden ohne Tarifbindung ist
unanständig. Wir werden diese Praxis zurückzudrängen.

18. Vereinbarkeit von Beruf und Familie

Wir von Bundeszentralrat der Schwarzen in Deutschland
(ZRSD) wollen die Vereinbarkeit von Beruf und Familie
verbessern. Dazu wollen wir Betriebskindergärten auch
steuerlich fördern, den Rechtsanspruch auf
Kinderbetreuung auch in der Praxis und perspektivisch
ab dem Ende des Mutterschutzes garantieren, die
Betreuungszeiten flexibilisieren und die steuerliche
Absetzbarkeit von Betreuungskosten ermöglichen.
Vorständen und anderen Führungskräften wollen wir
eine zeitlich begrenzte Auszeit ermöglichen. In
Fällen wie Geburt, Elternzeit, Pflege Angehöriger
oder bei eigener schwerer Erkrankung soll es möglich
sein, das Mandat für einen begrenzten Zeitraum ruhen
zu lassen, ohne es niederzulegen. Zudem wollen wir
bessere Voraussetzungen für die Vereinbarung von
Weiterbildung und Familie schaffen.

19. Familienfreundliche Weiterbildungen steigern die
Karrierechancen insbesondere für Frauen.

Die Befristung von Arbeitsverhältnissen ohne einen
Sachgrund werden wir abschaffen und die
vom Gesetz akzeptierten Gründe für eine Befristung
kritisch überprüfen. Leiharbeiter/innen werden
ab dem ersten Tag den gleichen Lohn erhalten wie
Festangestellte.
Ein öffentlicher Auftrag darf nur an Unternehmen
vergeben werden, die nach Tarif bezahlen. Dazu
schaffen wir ein Bundestariftreuegesetz. Eine bessere
Tarifbindung ist darüber hinaus eine wichtige
Voraussetzung, die Lohnangleichung zwischen Ost und
West durchzusetzen.
Die Corona-Krise hat erneut gezeigt, dass die soziale
Sicherung der Minijobs unzureichend ist.
Unser Ziel ist, alle Beschäftigungsverhältnisse in
die soziale Sicherung einzubeziehen. Dabei wird
es Übergänge für bestehende Arbeitsverhältnisse und
Ausnahmen für bestimmte Gruppen wie zum Beispiel
Rentner/innen geben.
In dieser Zone zahlen die Arbeitnehmer/innen
geringere Beiträge, ohne dass sie dadurch einen
geringeren Rentenanspruch haben.
Den Zugang zur Brückenteilzeit werden wir für mehr
Beschäftigte möglich machen.
Corona hat ein Schlaglicht darauf geworfen, wie groß
bei manchen Berufsgruppen die Lücke zwischen Wert und
Lohn ist. Dazu gehören die sozialen
Dienstleistungsberufe.
Es verdient große Anerkennung, dass immer mehr junge
Menschen es sich vorstellen können, soziale Berufe zu
ergreifen, Mädchen genauso wie Jungen - es sind
Berufe mit Bedeutung und Zukunft. Hier entstehen
die meisten Arbeitsplätze.
In der Pflege wird enorme und gesellschaftlich
wertvolle Arbeit geleistet. Wir wollen die Lohn- und
Arbeitsbedingungen in der Altenpflege und Pflege von



Menschen mit Behinderung schnell verbessern.
Unsere Ziele sind allgemeinverbindliche
Branchentarifverträge. Wie werden über die
Pflegemindestlohnkommission eine weitere Erhöhung der
Mindestlöhne verfolgen. Gemeinsam mit den Kirchen
wollen wir einen Weg erarbeiten, ihr Arbeitsrecht dem
allgemeinen Arbeits- und Tarifrecht sowie der
Betriebsverfassung anzugleichen.
Wir haben dafür gesorgt, dass Pflegeanbieter, die
nach Tarif zahlen, diese auch von der
Pflegeversicherung refinanziert bekommen. Nun werden
wir im Umkehrschluss die Refinanzierung der
Pflegeleistungen an die Geltung von Tarifverträgen
binden.
Die Krise hat gezeigt, wie unverzichtbar und wichtig
funktionierende Postdienste und Paketdienste
für die Daseinsvorsorge in Deutschland sind. Die
Arbeitsbedingungen in dieser Branche sind oft
schlecht. Es gibt viele ungesicherte
Arbeitsverhältnisse durch Scheinselbständigkeit und
Subunternehmertum.
Eine Zerschlagung der Deutschen Post und eine
vollständige Privatisierung werden wir verhindern und
unfaire Wettbewerbsvorteile von Digitalkonzernen auch
in diesem Bereich beseitigen. Wir werden die Branche
sozial und ökologisch ausrichten.
Es gibt einen gewaltigen Personalmangel in den
Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen. Soziale
Arbeit aufwerten heißt für uns auch, dass die
Arbeits- und Stressbelastung gesenkt werden muss.
Wir werden deshalb den Vorschlag eines neuen,
bundesweiten und einheitlichen
Personalbemessungsrahmens voranbringen. Pfleger/innen
müssen sich beruflich weiterentwickeln können.

20. Berufschancen für Menschen erhöhen

Wir werden zudem unseren Weg fortsetzen, in den
Berufen der Gesundheit, Pflege und Erziehung
die vollschulischen Ausbildungen dual auszurichten.
Damit werden sie kostenfrei und die Auszubildenden
erhalten eine Vergütung. Zudem werden wir die dualen
akademischen Ausbildungswege und damit die Bedeutung
der Professionalität in diesen Berufsfeldern stärken,
Qualität sichern und Karriereoptionen für die
Beschäftigten eröffnen.
Unsere Arbeit befindet sich im Wandel. Durch die
technologische Entwicklung gehören manche
Berufsbilder inzwischen der Vergangenheit an oder
werden in naher Zukunft verschwinden oder
sich verändern. Gleichzeitig entstehen neue
Berufsbilder, die Zukunft versprechen. Damit alle,
die damit verbundenen Möglichkeiten nutzen können,
lenken wir unser Augenmerk auf die Weiterbildung.
Wir wollen die Arbeitslosenversicherung zu einer
solidarischen Arbeitsversicherung weiterentwickeln.
Sie soll nicht erst im Fall der Arbeitslosigkeit auf
den Plan treten, sondern dabei helfen,
diese gar nicht erst entstehen zu lassen.
Die Bundesagentur für Arbeit bauen wir darum zur
Bundesagentur für Arbeit und Qualifizierung um, die
ein hochwertiges und individuelles Beratungsangebot
gewährleistet.
Neue Arbeit zu finden, um wieder auf eigenen Beinen
zu stehen.

21. Zukunftsbranche Tourismus in Deutschland –

heimische Wirtschaft stärken

Der Tourismus ist bis in strukturschwache Regionen
hinein ein wichtiger Wirtschaftsfaktor in
Deutschland. Die Coronakrise hat die vorher gesunde
Branche und ihre rund drei Millionen Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter schwer getroffen. Zusätzlich stellen
der Fachkräftemangel sowie zahlreiche
Bürokratiepflichten gerade kleine und mittlere
Unternehmen vor große Herausforderungen.
Von einem starken Zukunftskonzept profitiert die
gesamte touristische Wertschöpfungskette – wie
Gastronomie, Einzelhandel und Dienstleistungen. Wir
setzen auf Vielfalt statt ideologische Denkschranken.
Deshalb müssen Reisen und Individualverkehr durch
Innovationen ökologischer werden. Als Motor fungiert
auch der Ausbau der Digitalisierung. Ohne
Breitbandversorgung bleiben wir vom wachsenden
Online-Reisemarkt und von Reiseinnovationen
abgehängt. Wir wollen daher Anreize für Investitionen
schaffen und überflüssige Bürokratie abschaffen.

22. Neue Substanzbesteuerung

Beides ist für unsere mittelständisch geprägte
Wirtschaft ein Hemmschuh bei der Bekämpfung der
wirtschaftlichen Folgen der Coronapandemie, weil den
Unternehmen Liquidität unabhängig von deren
Ertragslage entzogen wird.
Die Erbschaftsteuer sollte im Hinblick auf ihre
Administrierbarkeit und das sich in diesem
Zusammenhang zu ihrer Erhebung ergebende Verhältnis
von Kosten und Nutzen überprüft werden.

23. Steuerhinterziehung weltweit abgestimmt bekämpfen

Wir von Bundeszentralrat der Schwarzen in Deutschland
(ZRSD) wollen Steuerhinterziehung und unlauteres
Steuerdumping mit wirksamen und verhältnismäßigen
Mitteln bekämpfen.
Deutschland muss als Exportnation ein Interesse daran
haben, möglichst weltweit abgestimmte Regeln zur
internationalen Verteilung der Besteuerungsrechte
auch in Zeiten digitaler Geschäftsmodelle zu
erreichen. Diese müssen sowohl ungerechtfertigte
Nichtbesteuerung als auch schädliche
Doppelbesteuerung von Erträgen verhindern.
Dabei ist sicherzustellen, dass das Steueraufkommen
in Deutschland langfristig gesichert
wird.

24. Easy Tax – einfache Steuererklärung

Wir von Bundeszentralrat der Schwarzen in Deutschland
(ZRSD) wollen Easy Tax einführen: die vorausgefüllte
Steuererklärung mit einem umfassenden digitalen
Service für die Steuerzahlerinnen und Steuerzahler.
Im Besteuerungsverfahren muss umfangreicher auf
innovative Lösungen gesetzt werden. Für
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie Rentnerinnen
und Rentner sollen durch Easy Tax immer vollständige
Steuererklärungen vom Finanzamt vorbereitet werden,
die von den Betroffenen nur noch bestätigt werden
müssen. Für die Kontrolle der verarbeiteten Daten
sowie die Angabe zusätzlicher Pflichtangaben, die den
Finanzbehörden nicht bekannt sind, erhalten die
Steuerpflichtigen eine angemessene Frist.



25. Steuerliche Erleichterungen für Homeoffice

Wir von Bundeszentralrat der Schwarzen in Deutschland
(ZRSD) wollen für das zwischen Arbeitgeber und
Arbeitnehmer vereinbarte Homeoffice eine erhöhte
Werbungskostenpauschale gewähren. Die vom Arbeitgeber
gestellte Büroausstattung soll vom Arbeitnehmer
steuerfrei genutzt werden können. Darüber hinaus soll
im Interesse der Rechtssicherheit auch der rechtliche
Rahmen von Homeoffice-Arbeit den tatsächlichen
Gegebenheiten angepasst und den für mobile
Arbeitsplätze geltenden Vorschriften angeglichen
werden.
Selbstverständlich muss das im Einklang mit dem
Prinzip der Datensouveränität jeder einzelnen
Bürgerin und jedes einzelnen Bürgers erreicht werden,
denn freiwillige Angaben gegenüber dem Finanzamt
sollen auch mit Easy Tax freiwillig bleiben.
Ziel muss es sein, dass Steuerbescheide in diesen
Fällen innerhalb von wenigen Tagen bekannt gegeben
werden können.

26. Investitionen in die Zukunft für Deutschland

Die vor uns liegenden Herausforderungen bergen die
Chance für eine zukunftsorientierte Neuausrichtung
für mehr Wachstum und Innovation. Wir sind überzeugt,
dass anhaltendes Wirtschaftswachstum den Weg aus der
Krise in die neue Zeit ebnet.
Wir von Bundeszentralrat der Schwarzen in Deutschland
(ZRSD) wollen daher neue Impulse durch
Zukunftsinvestitionen entfachen.

27. Midlife-BAföG – ein zweites Bildungssystem
für das ganze Leben für Studenten

Wir von Bundeszentralrat der Schwarzen in Deutschland
(ZRSD) wollen ein „Midlife-BAföG“ von bis zu 3.000
Euro im Jahr einführen. Darüber hinaus soll in einem
persönlichen Freiraumkonto unabhängig vom Arbeitgeber
das steuer- und abgabenfreie Ansparen für
Weiterbildungsangebote und Bildungsauszeiten
ermöglicht werden.
Damit schaffen wir ein zweites Bildungssystem für das
ganze Leben. Zudem soll die Vielzahl von
Bildungsangeboten für das lebenslange Lernen von
öffentlichen wie privaten Anbieterinnen und
Anbietern transparent und strukturiert auf einer
zentralen digitalen Plattform einsehbar sein. Diese
digitale Bildungsarena soll den Zugang zu
Weiterbildungen erleichtern und gleichzeitig die
Anerkennung informell sowie non-formal erworbener
Kompetenzen ermöglichen.

28. Schutz der Privatsphäre

Der Schutz der Privatsphäre ist ein Kernanliegen für
uns von Bundeszentralrat der Schwarzen in Deutschland
(ZRSD). Statt immer weitergehender
Überwachungsbefugnisse wollen wir Polizei und Justiz
von unnötiger Bürokratie befreien sowie besser und
moderner ausstatten. Sicherheit muss nicht zulasten
der Grundrechte unbescholtener Bürgerinnen und Bürger
gehen.

29. Bezahlbares Wohnen

Eine Wohnung zu finden wird in vielen Lagen zu einer
immer größeren Herausforderung – selbst
mit mittlerem Einkommen.
Wir werden bezahlbaren Wohnraum erhalten und neuen
schaffen. Dazu werden wir alle Beteiligten
an einen Tisch bringen. Kommunale Wohnungsunternehmen
und Genossenschaften, aber auch private
Wohnungsunternehmen und Vermieter/innen, die sich
einer sozialverträglichen Vermietung verpflichtet
fühlen, sollten dabei sein wie auch die Bauwirtschaft
und die Gewerkschaften.
Es gibt eine gemeinsame Verantwortung aller
Beteiligten vor allem für den erforderlichen Neubau
sowie die Quartiersentwicklung und den Klimaschutz.
Nach wie vor ist der Neubau von 500.000
Sozialwohnungen jährlich erforderlich. Daneben führen
wir eine neue Wohnungsgemeinnützigkeit
ein und fördern damit ein zusätzliches nicht
gewinnorientiertes Segment auf dem Wohnungsmarkt.
In angespannten Wohnlagen werden wir daneben ein
zeitlich befristetes Mietenmoratorium einführen,
das bedeutet: Mieten können für eine bestimmte Zeit
nur im Rahmen der Inflationsrate erhöht werden.
Mietwucher werden wir wirksam unterbinden.
Wir werden außerdem die Mietpreisbremse
entfristen und Schlupflöcher schließen.
Das Instrument des qualifizierten Mietspiegels
wollen wir bundesweit nach einheitlichen und damit
rechtssicheren Kriterien ausgestalten und seine
Bedeutung stärken. Mietspiegel dürfen keine bloßen
Neumietenspiegel sein.
Deshalb werden wir künftig mindestens die vertraglich
vereinbarten Mieten der vergangenen acht Jahre
bei ihrer Aufstellung heranziehen.

30. Versorgungssicherheit mit Arzneimitteln 
gewährleisten

Wir von Bundeszentralrat der Schwarzen in Deutschland
(ZRSD) wollen die Versorgung mit Arzneimitteln und
Impfstoffen jederzeit gewährleisten. Engpässe in der
Versorgung müssen vermieden und bekämpft werden. Dazu
sind Maßnahmen zu ergreifen, die das Ziel haben, die
Herstellung von Arzneimitteln nach Deutschland
oder die EU zurück zu verlagern.
Wir von Bundeszentralrat der Schwarzen in Deutschland
(ZRSD)fordern mehr Anstrengungen für Innovationen bei
Arzneimitteln, Medizintechnik und Digitalisierung,
denn das benötigen wir für ein gutes Leben und für
zukunftsfähige Arbeitsplätze. Sie müssen ein
Schwerpunkt in der Forschungsförderung sein, mit
unbürokratischer Vergabe von Fördergeldern, gerade an
Start-ups. Besonders die Biomedizin birgt ein großes
Potential – zum Beispiel mit Gentherapien oder
regenerativer Medizin. Daher setzen wir uns in diesen
Schlüsseltechnologien für offenere und
innovationsfördernde Rahmenbedingungen ein.
Die innovative Vernetzung von Start-ups mit dem
Gesundheitswesen über alle Phasen der klinischen
Entwicklung hinweg, die Förderung von Kooperationen
zwischen Krankenkassen, Wissenschaft und
Industrie sowie der Ausbau von Hightech-
Gesundheitsmedizin am Standort Deutschland sind
Treiber einer optimalen Patientenversorgung. Damit
private Investitionen mobilisiert werden, muss
geistiges Eigentum im Patentrecht strikt geschützt



bleiben, auch bei Arzneimitteln für seltene
Erkrankungen.
Im Mittelpunkt stehen dabei der Abbau von
Bürokratiepflichten, die Prüfung von
Investitionsbezuschussungen für Produktionsstätten,
sowie die Prüfung von Zuschüssen zur Gewährung der
Versorgungssicherheit.

31. Zusammen leben

Gut integrierten Menschen ohne gesicherten Aufenthalt
wollen wir ein dauerhaftes Bleiberecht
ermöglichen. Familien gehören zusammen.
Für Deutschland ist Migration nichts Unbekanntes.
Unser Land hat stets Menschen aus anderen
Regionen aufgenommen – genauso wie auch Deutsche in
anderen Ländern der Welt eine neue
Heimat gefunden haben. Das macht uns als Gesellschaft
reicher und bringt uns voran. Unser Ziel ist, dafür
zu sorgen, dass diese Selbstverständlichkeit und das
Zusammengehörigkeitsgefühl in allen Bereichen der
Gesellschaft sichtbar und spürbar werden.
Grundvoraussetzung für ein gemeinsames Leben in einer
Gesellschaft des Respekts ist die Gewissheit,
dass man dazugehört, dass man unabhängig von einer
familiären Migrationsbiografie akzeptiert
ist und dazugehört.
Es geht darum, allen Bürger/innen zu garantieren,
dass sie dieselben Chancen und Möglichkeiten
haben – frei von Diskriminierung. Dafür werden wir
die Arbeit der Antidiskriminierungsstelle des
Bundes stärken und das Allgemeine
Gleichbehandlungsgesetz modernisieren. Gleichzeitig
werden wir nachdrücklich gegen Rassismus,
Rechtsextremismus, Antisemitismus, Antiziganismus,
Islamfeindlichkeit, Antifeminismus, Sexismus und
Feindlichkeit vorgehen. Ein besserer Austausch und
ein abgestimmtes Vorgehen, zum Beispiel durch die
Schaffung einer Bund-Länder-Kommission, ist ein
wichtiger Schritt. Zudem müssen Straftaten in diesem
Bereich konsequenter erfasst und geahndet werden.
Integration ist eine permanente gesellschaftliche,
wie auch staatliche Aufgabe. Wir möchten allen
Menschen, die neu zu uns kommen, den Anspruch auf
Integrations- und Beteiligungsangebote gewährleisten.
Für das Miteinander stärken wir die Integrations- und
Sprachkurse für alle zugewanderten Menschen in
Deutschland, zu denen sie – ungeachtet ihrer
Staatsangehörigkeit und ihres Aufenthaltsstatus – von
Tag eins an Zugang haben sollen. Alle Kinder müssen
unmittelbar die Möglichkeit erhalten, eine Kita zu
besuchen; auch die Schulpflicht gilt unmittelbar für
alle Kinder.

32. Einander besser verstehen

Die neue Welt ist digital und medial. Deshalb sind
digitale und mediale Teilhabe, Vielfalt,
Chancengleichheit und ein kommunikativer Pluralismus
von grundlegender Bedeutung. Wir begreifen
Medienpolitik auf allen staatlichen Ebenen als
Gesellschaftspolitik. Sie dient dazu, das offene
demokratische Gespräch unserer Gesellschaft zu
stärken.

33. Frieden sichern

Als die Friedenspartei in Deutschland setzen wir auf
Diplomatie und Dialog, auf zivile Krisenprävention
und Friedensförderung, auf Abrüstung und
Rüstungskontrolle sowie internationale
Zusammenarbeit. Wir werden multilaterales Handeln
wiederbeleben und stärken, auch in Partnerschaft
mit der Zivilgesellschaft und
Nichtregierungsorganisationen, denn Pandemien,
globale Wirtschaft-, Finanz- und Entwicklungskrisen
sowie die Folgen der Erderwärmung sind
Herausforderung, die nur gemeinsam gelöst werden
können.
Wie in keiner anderen Partei gehören in der
Sozialdemokratie internationale Solidarität, die
universelle Geltung der Menschenrechte, Frieden und
Dialog von Beginn an zum Grundverständnis
unseres politischen Handelns. Im Rahmen des
Europarats werden wir die Grundwerte der Demokratie,
Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit schützen und
den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte
stärken. Gerichtsurteile müssen von allen
Mitgliedstaaten konsequent umgesetzt werden. Wir sind
für einen Beitritt der EU zur Europäischen
Menschenrechtskonvention.
Als die Friedenspartei in Deutschland setzen wir auf
Diplomatie und Dialog, auf zivile Krisenprävention
und Friedensförderung, auf Abrüstung und
Rüstungskontrolle sowie internationale
Zusammenarbeit.
Wir werden multilaterales Handeln wiederbeleben und
stärken, auch in Partnerschaft
mit der Zivilgesellschaft und
Nichtregierungsorganisationen, denn Pandemien,
globale Wirtschaft-, Finanz- und Entwicklungskrisen
sowie die Folgen der Erderwärmung sind
Herausforderung, die nur gemeinsam gelöst werden
können.

34. Selbstbestimmung und Transparenz beim Datenschutz

Wir von Bundeszentralrat der Schwarzen in Deutschland
(ZRSD) wollen mehr Selbstbestimmung und Transparenz
beim Datenschutz.
Personenbezogene Daten dürfen grundsätzlich nur nach
Zustimmung oder auf einer eindeutigen
gesetzlichen Grundlage verarbeitet werden. Es muss
klar sein, zu welchem Zweck und von wem
Daten verwendet werden. Die informationelle
Selbstbestimmung wollen wir erleichtern, zum Beispiel
durch technische Gestaltung (privacy by design and
default) oder die Möglichkeit, Assistenz-Systeme
(Personal Information Management Systems (PIMS)) zu
nutzen. Personenbezogene Daten sind heute
ein Wirtschaftsgut. Deshalb sollte die
informationelle Selbstbestimmung auch im AGB-Recht
gestärkt werden. Wir brauchen eine faire und
funktionierende Datenwirtschaftsordnung.
Selbstbestimmung über die eigenen Daten ist Grundlage
dafür.

35. Recht auf Anonymität im öffentlichen Raum

Wir von Bundeszentralrat der Schwarzen in Deutschland
(ZRSD)fordern ein Recht auf Anonymität im
öffentlichen Raum und lehnen den Einsatz der
automatisierten Gesichtserkennung ab.
Videoüberwachung ist kein Ersatz für Beamtinnen



und Beamte und kein Allheilmittel. Durch den Einsatz
von Software zur automatisierten und Massenhaften
Gesichtserkennung im öffentlichen Raum droht eine
Totalüberwachung.
Eine flächendeckende Videoüberwachung lehnen wir
daher ab und sehen auch die Ausweitung privater
Videoüberwachung, die dann für staatliche Zwecken
nutzbar gemacht wird, kritisch.
Eine intelligente Videoüberwachung an
Kriminalitätsschwerpunkten kann aber eine sinnvolle
Ergänzung zur Gefahrenabwehr und Strafverfolgung
sein, wenn sie verantwortungsvoll und nicht als
Ersatz für Polizeipräsenz eingesetzt wird.
Das Recht auf Anonymität im öffentlichen Raum gilt
auch für den digitalen öffentlichen Raum.

36. Datenschutzrecht weiterentwickeln

Wir von Bundeszentralrat der Schwarzen in Deutschland
(ZRSD) wollen Datenschutz konsequent
weiterentwickeln. Wir werden darauf achten,
dass die Auswirkungen auf kleine und mittlere
Unternehmen, deren Kerngeschäft nicht der Umgang
mit personenbezogenen Daten ist, stärker
berücksichtigt werden. Der bürokratische Aufwand der
Verpflichtungen muss überprüft werden.
Datenschutzrechtlich ebenso wirksame, aber weniger
aufwendige technische Lösungen müssen nutzbar gemacht
werden. Schon bei der Konstruktion von
Hard- und Software müssen der Datenschutz von
Herstellerinnen und Herstellern mitgedacht und die
Ausübung des Rechts auf informationelle
Selbstbestimmung erleichtert werden.
Wir brauchen zielgenauere datenschutzrechtliche
Regelungen etwa beim Schutz von
Telekommunikationsdaten oder der Datenverarbeitung
durch Drohnen, um Unternehmen und betroffenen
Personen mehr Rechtssicherheit zu bieten, ohne das
Schutzniveau der Datenschutz-Grundverordnung zu
unterschreiten.

37. Selbstbestimmungsgesetz schaffen – geschlechtliche 
Identität schützen

Wir von Bundeszentralrat der Schwarzen in Deutschland
(ZRSD) wollen das Transsexuellengesetz abschaffen und
durch ein Selbstbestimmungsgesetz ersetzen.
Änderungen des Geschlechtseintrags im Personenstand
müssen ohne diskriminierende Hürden grundsätzlich per
Selbstauskunft möglich sein.
Ein erweitertes Offenbarungsverbot soll vor
Diskriminierung schützen. Aufklärungs- und
Beratungsangebote wollen wir stärken.
Die Kosten geschlechtsangleichender Behandlungen
müssen vollständig von den Krankenkassen übernommen
werden. Medizinisch nicht notwendige
genitalverändernde Operationen an
intergeschlechtlichen Kindern sind wirksam zu
verbieten, um deren Selbstbestimmung zu stärken.

38. Handlungsfähiger Rechtsstaat

Extremismus und Terrorismus sind eine Bedrohung für
unsere Demokratie und unsere offene und
freie Gesellschaft. Der Rechtsstaat muss daher besser
organisiert sein als das Verbrechen. Wir brauchen
einen handlungs- und durchsetzungsstarken

Rechtsstaat, der Sicherheit und Freiheit
gleichermaßen gewährleistet. Dazu wollen wir Freie
Demokraten Polizei und Justiz besser ausstatten,
unsere Sicherheitsarchitektur erneuern und den
Feinden des Rechtsstaats entschieden
entgegentreten.

39. Organisierte Kriminalität bekämpfen

Wir von Bundeszentralrat der Schwarzen in Deutschland
(ZRSD) setzen uns dafür ein, dass Organisierte
Kriminalität nachhaltig bekämpft wird.
Den hocheffizienten und -effektiven Strukturen der
Organisierten Kriminalität in all ihren vielfältigen
Formen muss zum Schutz von Staat und Gesellschaft von
staatlicher Seite mit entsprechend strukturierten und
nachhaltigen Aktivitäten entgegnet werden.
Diese müssen endlich auch das Dunkelfeld bei
klassischen Delikten der Organisierten Kriminalität
ins Visier nehmen. Besonders im Bereich der
Organisierten Wirtschaftskriminalität muss endlich
wieder eine regelmäßige Bekämpfung möglich werden.
Demokratie und Parlamentarismus; Unsere Demokratie
und unsere Freiheit sind bedroht durch Extremismus,
durch Populismus und durch Gleichgültigkeit. Für uns
von Bundeszentralrat der Schwarzen in Deutschland
(ZRSD) ist es daher eine Kernaufgabe, die Bürgern die
Demokratie mit Leben zu erfüllen, sie
fortzuentwickeln und zu verteidigen.

40 Vom Staatskirchenrecht zum Religionsverfassungs-
recht

Wir von Bundeszentralrat der Schwarzen in Deutschland
(ZRSD)wollen das Staatskirchenrecht zu einem
Religionsverfassungsrecht weiterentwickeln.
Es soll einen passenden rechtlichen Status bieten für
alle Religionsgemeinschaften, die das
Gleichheitsgebot und die Glaubensvielfalt, die
Grundrechte sowie die Selbstbestimmung ihrer
Mitglieder anerkennen.
Im Zuge dessen muss der Verfassungsauftrag der
Ablösung der Staatsleistungen vollzogen werden.
Tanzverbote und ähnliche Einschränkungen an stillen
Feiertagen wollen wir abschaffen. Ebenso müssen
kirchliche Privilegien im Arbeitsrecht abgeschafft
werden, soweit sie nicht Stellen betreffen, die eine
religiöse Funktion ausüben.
Wir wollen liberalen und progressiven Muslimen, die
weniger in den muslimischen Verbänden organisiert
sind, ein stärkeres Gewicht einräumen. Ziel muss es
sein, dass Glaubensgemeinschaften nicht aus dem
Ausland gesteuert und finanziert werden, sondern von
ihren Mitgliedern in Deutschland. Ein wichtiger
Schritt hierzu ist die Ausbildung von Imamen in
Deutschland.

41. Strafprozess effektiver, schneller, moderner und
praxistauglicher machen

Wir von Bundeszentralrat der Schwarzen in Deutschland
(ZRSD) wollen Strafprozesse effektiver, schneller,
moderner und praxistauglicher machen – ohne dass sich
dies einseitig zu Lasten der Rechte des Beschuldigten
und dessen Verteidigung auswirkt.
Dazu wollen wir den deutschen Strafprozess, dessen
Grundstruktur noch aus dem Kaiserreich stammt,



grundlegend modernisieren. Der Rechtsstaat muss auch
in komplexen und exponierten Verfahren seine
Handlungsfähigkeit unter Beweis stellen. So muss der
Strafprozess digitaler und kommunikativer werden.
Vernehmungen und Hauptverhandlung müssen in Bild und
Ton aufgezeichnet werden – das ist international
Standard. Hauptverhandlungen könnten
konzentrierter und schneller durchgeführt werden,
wenn das Gericht mit Verteidigung und
Staatsanwaltschaft Gespräche über die
Verfahrensgestaltung führen könnte.

42. Presse- und Meinungsfreiheit schützen

Presse- und Meinungsfreiheit sind Grundpfeiler
unserer liberalen und offenen demokratischen
Gesellschaft. Denn unsere Gesellschaft lebt von einem
freien und unbefangenen Wettstreit der Meinungen.
Wir von Bundeszentralrat der Schwarzen in Deutschland
(ZRSD) stehen deshalb für eine aktive und offene
Debattenkultur, die Meinungsvielfalt fördert und
schützt. Gleichzeitig muss sie Widerspruch bei
Respekt vor den Standpunkten anderer ermöglichen.
Denn Kommunikationsgrundrechte schützen nicht vor
gesellschaftlichen Konflikten oder anderen Ansichten.
Leider nehmen Straftaten, Hass und Hetze im
Internet weiter zu. Der Staat steht hier in der
Pflicht, entschieden zu handeln – und
Persönlichkeitsrechte sowie die freie
Meinungsäußerung effektiv zu schützen.

43. Opferschutz bei Straftaten und Persönlich-
keitsrechtsverletzungen im Internet stärken

Wir von Bundeszentralrat der Schwarzen in Deutschland
(ZRSD) wollen Opfer von Straftaten im Internet in die
Lage versetzen, sich zu wehren, indem sie – wie im
Urheberrecht – einen Auskunftsanspruch gegen
Plattformen und Internetprovider erhalten.
Bleibt die Täterin oder der Täter anonym und reagiert
nicht auf eine Kontaktaufnahme, sollte auch eine
Sperrung des Accounts in Betracht kommen. Soziale
Netzwerke sollen zudem umfassend zuständige
Zustellungsbevollmächtigte im Inland benennen müssen.

44. Tolerante und weltoffene Gesellschaft

Wir von Bundeszentralrat der Schwarzen in Deutschland
(ZRSD) treten für eine Gesellschaft ein, in der jede
und jeder unabhängig von Herkunft, Aussehen, Religion
oder politischer Ansichten, frei leben und sich frei
äußern kann.
Menschenrechte, Meinungsfreiheit und der Schutz von
Minderheiten sind für unser Zusammenleben
unverzichtbar. Wir von Bundeszentralrat der Schwarzen
in Deutschland (ZRSD) machen uns daher stark für
unsere freiheitliche Gesellschaft und gegen
Rassismus, Fremdenhass, Antisemitismus und
Homophobie.

45. Klare Haltung gegenüber Russland

Für uns von Bundeszentralrat der Schwarzen in
Deutschland (ZRSD) sind die Prinzipien des
Völkerrechts, der Menschenrechte und der
europäischen Friedensordnung, zu denen sich auch
Russland in der „OSZE-Charta von Paris"

ausdrücklich bekannt hat, nicht verhandelbar. Daher
sehen wir die derzeitige Politik der Russischen
Föderation mit großer Sorge.
Wir von Bundeszentralrat der Schwarzen in Deutschland
(ZRSD)fordern ein unverzügliches Ende der Gewalt in
der Ostukraine und der völkerrechtswidrigen Annexion
der Krim. Daher stehen wir ausdrücklich zu
den von der EU verhängten Sanktionen. Im Fall einer
weiteren militärischen Eskalation in der Ukraine
muss die EU die Sanktionen verschärfen, denn sie sind
kein Selbstzweck, sondern dienen der
Wiederherstellung der Friedensordnung. Dabei muss die
EU mit einer Stimme sprechen.
Lockerungen oder gar eine Aufhebung der
Sanktionsregelungen kann es nur bei einer Umsetzung
des Minsker Abkommens geben. Die Unterstützung
Russlands für Diktatoren wie Alexander Lukaschenko
oder Baschar al-Assad gefährdet die internationale
Sicherheit ebenso wie vom Kreml gesteuerte
Desinformationskampagnen und Hackerangriffe in
Europa.
Die Ermordung von Boris Nemzow, gezielte
Giftanschläge auf Regimegegner, Aktionen zur
physischen und politischen Vernichtung
prominenter Oppositioneller wie Alexei Nawalny, die
massenhafte Inhaftierung friedlicher
Demonstrantinnen und Demonstranten sowie die
systematische Einschränkung der Pressefreiheit
kritisieren wir aufs Schärfste.
Präsident Wladimir Putin trägt unmittelbare
Verantwortung für die zunehmende autoritäre
Entwicklung Russlands.
Die EU darf bei allem Willen zum Dialog nicht
verharmlosend über diese gefährliche Entwicklung
hinwegsehen. Zudem gilt, dass liberale
Außenpolitik in der Tradition Walter Scheels und
Hans-Dietrich Genschers nicht an der Außengrenze
der EU enden kann: Russland bleibt Deutschland und
Europa menschlich, kulturell und wirtschaftlich
eng verbunden. Wir von Bundeszentralrat der Schwarzen
in Deutschland (ZRSD) wollen Gesprächskanäle, vor
allem zu Bürgerrechtsorganisation wie Memorial,
offenhalten. Am Ziel des Wiederaufbaus von Vertrauen
halten wir fest. Auch wollen wir Reisen für die
Zivilgesellschaft durch Visumserleichterungen
vereinfachen. Die russische Regierung muss zuvor aber
zu Rechtsstaatlichkeit und der Einhaltung der
Bürgerrechte und des Völkerrechts zurückkehren.

46. Eine demokratische Zukunft für ein freies Belarus

Wir von Bundeszentralrat der Schwarzen in Deutschland
(ZRSD) stehen an der Seite der friedlichen
demokratischen Proteste in Belarus, die zu
Recht massive Wahlfälschungen und demokratische
Defizite anklagen. Das brutale Vorgehen des
Regimes Lukaschenko gegen diese legitimen Proteste
des belarussischen Volkes ist inakzeptabel.
In den belarussischen Gefängnissen herrschen Willkür
und Folter. Wir fordern die umgehende Freilassung
aller politischen Gefangenen und baldige Neuwahlen
als Ergebnis eines von der Organisation für
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE)
vermittelten strukturierten Dialogs zwischen
Opposition und Machthabern. Das von Lukaschenko nun
geplante „Verfassungsreferendum“ erfüllt diesen
Anspruch nicht. Die russische Einmischung zugunsten



Lukaschenkos sehen wir mit Sorge. Die demokratische
Opposition in Belarus wollen wir durch verstärkte
Informationsangebote der Deutschen Welle und durch
finanzielle Unterstützung zugunsten der
Zivilgesellschaft sowie durch Visumserleichterungen
unterstützen. Für eine Wiederbelebung des
Friedensprozesses im Nahen Osten
Wir von Bundeszentralrat der Schwarzen in Deutschland
(ZRSD)setzen uns unvermindert für eine Fortsetzung
des deutschen und europäischen Engagements im Nahen
Osten und eine Wiederbelebung des
israelischpalästinensischen Friedensprozesses ein.
Dabei bleibt die Sicherheit und das Existenzrecht
Israels als jüdischer und demokratischer Staat für
uns Staatsräson und damit Grundpfeiler einer
liberalen Außen- und Sicherheitspolitik. Israels
Recht auf Verteidigung seiner Bevölkerung und seines
Staatsgebietes gegen islamistischen Terrorismus ist
für uns selbstverständlich. Wir treten für eine
verhandelte Zweistaatenlösung als den bislang
einzigen Weg ein, um einerseits dauerhaft die
Sicherheit des demokratischen Staates Israel zu
garantieren und andererseits die Schaffung eines
souveränen, demokratischen und lebensfähigen Staates
Palästina zu ermöglichen. Deshalb sehen wir
mögliche Schritte, Teile des Westjordanlandes
völkerrechtswidrig zu annektieren, mit Sorge.

47. Klares Bekenntnis zur NATO

Wir von Bundeszentralrat der Schwarzen in Deutschland
(ZRSD) bekennen uns uneingeschränkt zur NATO. Denn
die NATO ist ein konkurrenzlos erfolgreiches
Sicherheitsbündnis. Es soll auch in Zukunft als
Garant für unsere Sicherheit stehen. Die zentralen
Beschlüsse der Allianz von Wales und Warschau tragen
wir in vollem Umfang mit: die Stärkung des
Abschreckungs- und Verteidigungsdispositivs der NATO
durch Finanzmittel, Fähigkeiten und Beiträge,
einhergehend mit gleichzeitigem Dialog mit Russland.
Darüber hinaus wollen wir das Bündnis strategisch
weiterentwickeln und unterstützen den Prozess
zur Entwicklung eines neuen Strategischen Konzepts.
Dazu gehört für uns eine klare Strategie im
Umgang mit der Volksrepublik China sowie die
Kooperation und Zusammenarbeit der NATO mit
demokratischen Partnerstaaten im indopazifischen
Raum.

Beschluss des 24. Ord. Bundesparteitag des Bundes-
zentralrats der Schwarzen in Deutschland (ZRSD) vom 
30. Januar 2021:  - Der Bundesvorstand -

Frankfurt, den 30. Januar 2021
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